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I. Vorbemerkung

Pflegereform und Anderungsantrige

Die Reform der sozialen Pflegeversicherung ist eine der am drdangendsten sozial- und
gesellschaftspolitischen Aufgaben. Die mit den Anderungsantragen vorgesehene Begrenzung der
Eigenanteile und bessere Entlohnung der Beschéftigten in der Pflege sowie die Einflihrung eines
dauerhaften Bundeszuschusses sind fiir die Heimbewohner, die Beschaftigten und die soziale
Pflegeversicherung wichtige erste, aber langst nicht ausreichende Verbesserungen. Eine
umfassende Pflegereform mit einer nachhaltigen Pflegefinanzierung sieht anders aus. Mit den
jetzt vorliegenden Anderungsantrédgen ist klar, dass die nidchste Bundesregierung eine
Reformbaustelle gewaltigen AusmaRes erben wird.

Wesentliche Reformthemen, wie z. B.

Finanzierung der Pflegeinfrastruktur,

mehr Hilfen zum Erhalt der familidren Pflegekapazitdten, lineare Anpassung,
Gestaltung besserer Rahmenbedingungen fiir Pflegekrifte,

langfristig wirkende Finanzierung der Absicherung des Pflegerisikos,
erweiterter Bundeszuschuss,

finden sich nicht in den Anderungsantrigen wieder.

Finanzsituation der sozialen Pflegeversicherung

Die jetzt mit den vorliegenden Anderungsantriagen vorgesehenen MaBnahmen spitzen die
Finanzlage der sozialen Pflegeversicherung weiter zu und kénnten bereits 2022 zu einer
Beitragssatzerhohung fiihren. Es ist unverstdndlich, dass die lange vorgesehene
Steuerfinanzierung der Rentenversicherungsbeitrage fiir pflegende Angehérige wieder gestrichen
wurde. Das wdre eine echte, dauerhafte und sinnvolle Entlastung der sozialen Pflegeversicherung
von jahrlich rd. 3 Mrd. Euro gewesen. Es wdre zudem insgesamt angezeigt gewesen, dass der
Bund samtliche Beitrdge zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen tibernimmt. Stattdessen soll
es einen Steuerzuschuss von lediglich 1T Mrd. Euro geben. Nach ersten vorsichtigen Schatzungen
erwartet der GKV-Spitzenverband im ndchsten Jahr trotz der angekiindigten Beitragserhéhung fiir
Kinderlose ein Defizit in Hohe von (iber 2 Mrd. Euro.

Eine pauschale Beteiligung in Héhe von 1 Mrd. Euro entspricht weder den Aufwendungen der
sozialen Pflegeversicherung fiir versicherungsfremde Leistungen noch wird der notwendige
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Finanzbedarf fiir die Leistungsanspriiche in den nachsten Jahren ausgeglichen. Es ist nicht
nachvollziehbar, weshalb im Verlauf der Verhandlungen zu einer Pflegereform die
Gegenfinanzierung immer weiter gekiirzt wurde. Wahrend im Arbeitspapier vom 15.03.2021 noch
ein Bundeszuschuss fiir gesamtgesellschaftliche Aufgaben in Hohe von 2,5 Mrd. Euro mit einer
jahrlichen Dynamisierung in Héhe der monatlichen BezugsgroRe sowie die Ubernahme der
Rentenversicherungsbeitrage pflegender Angehériger vorgesehen war, wurde zuerst der
Bundeszuschuss gekiirzt und final noch die Erstattung der Rentenversicherungsbeitrage
pflegender Angehoriger aus dem Bundeshaushalt gestrichen. Von den urspriinglich vorgesehenen
Uber 5 Mrd. Euro jahrlicher Bundesmittel verbleiben demnach nur noch 1 Mrd. Euro, wahrend die
Aufwendungen der Pflegekassen fiir die Rentenversicherungsbeitrage geblieben sind.

Mit der geplanten Anhebung des Beitragszuschlags fiir Kinderlose wird dieser an die
Ausgangsrelation zwischen dem allgemeinen Beitragssatz und dem Beitragszuschlag fiir
Kinderlose aus dem Jahr der Einflihrung des Zuschlags angepasst. Die Anhebung des
Beitragszuschlags fiir Kinderlose um 0,1 Beitragspunkte zum 01.01.2022 ist somit als teilweiser
Finanzierungsbeitrag zur zeitgleich eingefiihrten Beteiligung der SPV an den Eigenanteilen der
Pflegebedirftigen nachvollziehbar.

Entlastung der Pflegebediirftigen in der stationdren Pflege

Es ist vorgesehen, durch eine gestaffelte Beteiligung der Pflegeversicherung an den
pflegebedingten Eigenanteilen zukiinftig eine gestufte Entlastung der Pflegebediirftigen in der
vollstationdren Pflege zu ermdglichen. Die finanzielle Entlastung pflegebediirftiger Menschen in
vollstationdren Einrichtungen ist dringend erforderlich. Die Eigenanteile der Pflegebeddrftigen in
der vollstationdren Pflege sind zwischen 2017 und 2020 durchschnittlich um insgesamt mehr als
50%(01.01.2017: 548 Euro, 01.01.2021: 831 Euro monatlich) gestiegen. Allerdings gleicht die
vorgesehene Entlastung der Pflegebediirftigen, insbesondere fiir diejenigen, die weniger als ein
Jahr in einer vollstationdren Pflegeeinrichtung betreut werden, weder die Eigenanteilssteigerungen
der letzten vier Jahre aus, noch beriicksichtigt sie die zukiinftigen Steigerungen aufgrund
tariflicher Entlohnung und Personalbemessung. Sie féllt auch geringer aus, als die Entlastung in
Folge einer Dynamisierung der Leistungsbetrdage in Hohe von 5 % zum Ausgleich der Inflation der
letzten vier Jahre gewesen wdre. Es ist zusdtzlich mit einer nennenswerten weiteren Erhéhung der
Pflegesdtze infolge der vorgesehenen Tarifbindung und der Umsetzung des
Personalbemessungsverfahrens zu rechnen, die noch iiber der Steigerungsrate der
zuriickliegenden Jahre liegen diirfte.

Eine finanzielle Entlastung der Pflegebediirftigen ist ebenso bei den Investitionskosten
erforderlich. Der urspriinglich mit der Reform vorgesehene verbindliche monatliche Zuschuss der
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Lander zu den Investitionskosten der Pflegeeinrichtungen in Hohe von 100 Euro je vollstationar
versorgtem Pflegebedirftigen wurde ersatzlos gestrichen. Die Lander sind fiir die Vorhaltung
einer leistungsfahigen, zahlenmaRig ausreichenden und wirtschaftlichen pflegerischen
Versorgungs-struktur verantwortlich. Sie miissen der ihnen libertragenen
Finanzierungsverantwortung nun endlich entsprechend den gesetzlichen Anforderungen
nachkommen. Diese Verpflichtung der Lander gilt unabhdngig von weiteren ReformmaRnahmen
zur Entlastung der Pflegebeddrftigen.

Keine Ausreichende Gegenfinanzierung der ReformmaRnahmen

Ein wesentlicher Teil der Gegenfinanzierung soll aus dem teilweisen Verzicht auf die
Dynamisierung der Leistungsbetrdge gemaR § 30 SGB Xl erfolgen. Das BMG beziffert diese
Einsparungen auf jahrlich 1,8 Mrd. Euro im Zeitraum 2021 bis 2025. Hierzu muss festgehalten
werden, dass diese Dynamisierung bisher nicht gegenfinanziert war und ebenfalls zu
Beitragssatzsteigerungen gefiihrt hatte. Ein Verzicht auf die Dynamisierung setzt somit keine
Finanzmittel frei, die fiir eine Refinanzierung der ReformmalRnahmen eingesetzt werden kdnnten.

Auch bei der Betrachtung der einzelnen Kostenangaben weichen die Berechnung des GKV-
Spitzenverbandes von denen des BMG zum Teil ab. So liegen nach unserer Schatzung die Kosten
flr die Beteiligung an den Eigenanteilen vollstationar inkl. Tarif in 2022 ca. 0,3 Mrd. Euro hoher
als die des BMG.

Insgesamt wird fiir 2021 Bedarf an einem Bundeszuschuss in Hohe von (ber drei Milliarden Euro
gesehen, um eine Beitragssatzanhebung in 2022 zu vermeiden. Dies entspricht der
Mehrbelastung, die die SPV durch die Pandemie in den Jahren 2020 und 2021 hatte. Hierbei
handelt es sich aber nur um eine kurzfristige Stabilisierung der Finanzlage. In 2023 miisste der
allgemeine Beitragssatz angehoben werden.

Tarifbindung in der sozialen Pflegeversicherung

Der GKV-Spitzenverband spricht sich fiir eine angemessene Bezahlung und damit fiir verbesserte
Arbeitsbedingungen fiir Beschaftigte in der Pflege aus. Tarifvertrage sind dabei ein wirksames
Instrument. Die vorgesehenen Regelungen fiir mehr Tarifbindung in der Pflege konterkarieren
jedoch diese Absicht, indem sie den Pflegekassen eine Kontrollfunktion zuweist, die darliber
entscheiden soll, ob eine Bezahlung angemessen und daher in den Vergiitungsverhandlungen
beriicksichtigungsfahig ist oder eben nicht. Pflegekassen sind keine Tarifpartner und kénnen
deren Funktion nicht ersetzen. Ab dem 01.07.2022 soll die Entlohnung der Beschiftigten in der
Pflege und Betreuung entsprechend Tarif oder kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen als
Voraussetzung fir die Zulassung von Pflegeeinrichtungen gelten. Diese Regelung wird begrift.
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Auf der anderen Seite sollen jedoch nur bestimmte Tarifvertrdge, die die jeweilige regionale
durchschnittliche tarifliche Entlohnung nicht deutlich tiberschreiten, im Rahmen der
Vergltungsvereinbarung als refinanzierbar gelten. Diese Trennung von Zulassungsvoraussetzung
und Refinanzierbarkeit ist nicht nachvollziehbar. Die Regelung birgt ein hohes Konfliktpotenzial.

Ubergangspflege im Krankenhaus

Die Ubergangspflege im Krankenhaus soll als neue Leistung in der gesetzlichen
Krankenversicherung eingefiihrt werden. Vor dem Hintergrund der nach wie vor bestehenden
Probleme beim Entlassmanagement und der Organisation von Anschlussversorgung besteht
Handlungsbedarf, um die Situation der betroffenen Patientinnen und Patienten zu verbessern. Die
in diesem Anderungsantrag geschaffene Regelung zur Etablierung der Ubergangspflege im
Krankenhaus fiihrt aber in die falsche Richtung. Es besteht die Gefahr, dass Patientinnen und
Patienten ,kinstlich* hospitalisiert werden und wesentlich langer im Krankenhaus verweilen als
notig. Grundsatzlich sollte zuallererst die Umsetzung des Entlassmanagements in der Praxis
gestarkt und damit der Erforderlichkeit von Ubergangspflege entgegengewirkt werden.

Bundeszuschuss fiir die gesetzliche Krankenversicherung

Zur Vermeidung eines erheblichen Anstiegs der Zusatzbeitragssatze der Krankenkassen zum
Jahreswechsel 2021/2022 erhalt der Gesundheitsfonds im Jahr 2022 einen ergdnzenden
Bundeszuschuss in Hohe von 7 Mrd. Euro. Der ergdnzende Bundeszuschuss flieRt in die
Zuweisungen des Gesundheitsfonds an die Krankenkassen und mindert damit die Unterdeckung
der Krankenkassen und stabilisiert das Zusatzbeitragssatzniveau im Jahr 2022. Der GKV-
Spitzenverband begriiRt den Anderungsantrag ausdriicklich. Es wird anerkannt, dass der Bund mit
einem ergdanzenden Bundeszuschuss die Finanzlage der gesetzlichen Krankenversicherung auch
im Jahr 2022 stabilisieren und Arbeitgeber sowie Beitragszahlerinnen und Beitragszahler
erheblich entlasten will. Ein stabiles Zusatzbeitragssatzniveau in der Krankenversicherung wird
zugleich absehbar einen Beitrag zur konjunkturellen Erholung der Volkswirtschaft nach der
Corona-Pandemie leisten kénnen. Fiir die nachhaltige Finanzierung der GKV im Jahr 2022 ist
entscheidend, dass die Festsetzung eines erhohten Zahlbetrags des ergdanzenden
Bundeszuschusses zeitlich moglichst vor der bis zum 15.10. durchzufiihrenden Finanzprognose
des Schatzerkreises erfolgt, mindestens aber vor der vom BMG bis spatestens 01.11. zu
treffenden Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes. Vor diesem Hintergrund wird
die Darlegung in der Begriindung, wonach eine auf aktuelleren Daten basierende Bewertung der
benotigten erganzenden Bundesmittel erst im Oktober 2021 mdoglich sein werde, als
problematisch und inhaltlich auch als unzutreffend bewertet. Die erforderliche Datenlage ist
bereits im August verfligbar. Die Begriindung sollte daher dringend angepasst werden.
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Nachfolgend nimmt der GKV-Spitzenverband zu den Anderungsantrdgen im Detail Stellung.
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Il. Stellungnahme zu den Anderungsantridgen

Anderungsantrag 1
Artikel 1 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr.11a

a) § 37 Abs. 2a - Pauschale Beteiligung der GKV an den Kosten der medizinischen
Behandlungspflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die gesetzliche Krankenversicherung soll sich ab dem 01.01.2022 an den Kosten fiir die
medizinische Behandlungspflege in vollstationdren Pflegeeinrichtungen mit einem jahrlichen
Pauschalbetrag in Hohe von 640 Millionen Euro, der an den Ausgleichsfonds der
Pflegeversicherung zu zahlen ist, beteiligen. Die Zahlung erfolgt anteilig quartalsweise.

B) Stellungnahme

Seit dem Pflegepersonal-Starkungsgesetz vom 11.12.2018 leistet die GKV eine pauschale
Abgeltung in Hohe von 640 Millionen Euro jdhrlich an die Pflegeversicherung im
Zusammenhang mit der politisch intendierten Schaffung von 13.000 neuen Stellen in
vollstationdren Pflegeeinrichtungen, die nach der Darstellung in der Begriindung zum
Anderungsantrag eine indirekte Mitfinanzierung der Kosten der medizinischen
Behandlungspflege bewirkt. Bekanntlich werden die von der gesetzlichen
Krankenversicherung regelmaRig bereitgestellten Betrdge nicht vollstdandig fiir den
vorgenannten Zweck abgerufen. Im Ergebnis zeigt diese Regelung, dass die Systematik einer
zweckgebundenen, aber pauschalierten Bereitstellung von Finanzmitteln unabhadngig von der
tatsachlichen Einstellung zuséatzlichen Pflegepersonals nicht umsetzbar ist. Der nun
vorgelegte Regelungsvorschlag 16st diese Regelung daher zugunsten einer
Pauschalfinanzierungsregelung als direkte Mitfinanzierung des Aufwands fiir die
medizinische Behandlungspflege in vollstationdren Pflegeeinrichtungen ab. Dies kann vor
dem Hintergrund der skizzierten Erfahrungen mit der aktuellen Regelung nachvollzogen

werden.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 1
Artikel 1 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 11a

b) § 37 Abs. 8 bis 10 - Erweiterung der Handlungskompetenzen qualifizierter Pflegefachpersonen
im Rahmen der Durchfiihrung der hduslichen Krankenpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) soll beauftragt werden, in der Richtlinie zur
Verordnung von hauslicher Krankenpflege 12 Monate nach Inkrafttreten der gesetzlichen
Regelung Rahmenvorgaben zu einzelnen nach dem Leistungsverzeichnis der Hadusliche
Krankenpflege-Richtlinie verordnungsfiahigen MaRnahmen, bei denen Pflegefachkrifte, die
die in den Rahmenempfehlungen nach § 132a Abs. 1 SGB V geregelten Anforderungen
erfiillen, innerhalb des vertragsarztlich festgestellten Verordnungsrahmens selbst iiber die
erforderliche Haufigkeit und Dauer bestimmen kénnen, sowie Vorgaben zur Notwendigkeit
eines erneuten Arztkontaktes und zur Information der Vertragsarztin oder des Vertragsarztes
durch den Leistungserbringer Uber die erbrachten MaRnahmen.

Die finanziellen Auswirkungen sowie die Auswirkungen auf die Versorgung sollen extern
evaluiert werden. Hierzu haben die Krankenkassen die Ausgaben arztbezogen sowie
versichertenbezogen in pseudonymisierter Form zu erheben. Die Krankenkassen libermitteln
diese Angaben an den GKV-Spitzenverband, der diese Daten fiir den Zweck einer externen
Evaluation kassenarteniibergreifend zusammenfiihrt. Drei Jahre nach Inkrafttreten des
Beschlusses des G-BA evaluieren der GKV-Spitzenverband, die Kassenarztliche
Bundesvereinigung und die in § 132a Abs. 1 Satz 1 SGB V genannten Leistungserbringenden
unter Beriicksichtigung der vom GKV-Spitzenverband zusammengefiihrten Daten der
Krankenkassen die mit der Versorgung durch qualifizierte Pflegefachkréfte mit erweiterter
Kompetenz verbundenen Auswirkungen auf das Versorgungsgeschehen im Bereich der
hauslichen Krankenpflege, die finanziellen Auswirkungen auf die Krankenkassen, die
Wirtschaftlichkeit der Versorgung sowie die Auswirkungen auf die Behandlungs- und
Ergebnisqualitdt. Die Evaluation hat durch einen vom GKV-Spitzenverband, der
Kassenarztlichen Bundesvereinigung und den in § 132a Abs. 1 Satz 1 SGB V genannten
Organisationen der Leistungserbringenden gemeinsam zu beauftragenden unabhéngigen
Dritten zu erfolgen.

B) Stellungnahme
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Der GKV-Spitzenverband unterstiitzt die politisch intendierte Starkung des Pflegeberufs auch
durch die Ubertragung zusitzlicher Kompetenzen im Versorgungsprozess. Nach seiner
Einschatzung enthélt das durch die Hausliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) festgelegte Verzeichnis verordnungsfahiger
MaRnahmen eine Reihe von Leistungen, bei denen die Kompetenzen von Pflegefachkraften
starker in die Ausgestaltung des Versorgungsprozesses einbezogen werden sollten.

Bei den weit iberwiegend im Rahmen der HKP-RL verordneten MaRnahmen der
medizinischen Behandlungspflege handelt es sich gemaR § 2 Abs. 1 der HKP-RL sowie der
hochstrichterlichen Rechtsprechung um MaRnahmen der drztlichen Behandlung, die dazu
dienen, Krankheiten zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhiiten und
Krankheitsbeschwerden zu lindern und die lblicherweise an Pflege(fach)personen delegiert
werden koénnen. Die Vertragsarztin oder der Vertragsarzt stellt demnach eine Indikation fir
eine drztliche Behandlung, aus der sich notwendige behandlungspflegerische MaRnahmen
ergeben, die die Patientinnen und Patienten in der Regel selbstindig vornehmen koénnen.
Kénnen diese MaBRnahmen durch die oder den Versicherten nicht mehr eigenstdndig erbracht
werden, entscheidet die Vertragsdrztin oder der Vertragsarzt uiber die Verordnung der
notwendigen MaRnahmen als Leistungen der hduslichen Krankenpflege. D.h., die MaRnahmen
werden Uber die arztliche Verordnung an Pflegefachpersonal delegiert.

Daher sind die vorgesehenen Regelungen sachgerecht, wonach weiterhin eine adrztliche
Verordnung erforderlich ist und der G-BA Rahmenvorgaben zur Dauer und Haufigkeit der
einzelnen nach dem Leistungsverzeichnis verordnungsfahigen MaBRnahmen zu bestimmen
hat, in deren Bandbreite entsprechend qualifizierte Pflegefachkréafte selbst tber die zu
erbringenden Leistungen bestimmen kdnnen. Im Sinne der notwendigen interprofessionellen
Zusammenarbeit ist auch der Regelungsauftrag an den G-BA, Vorgaben zur Information der
Vertragsdrztinnen und Vertragsarzte durch den Leistungserbringenden iiber die erbrachten
MalRnahmen sowie zur Notwendigkeit eines erneuten Arztkontaktes festzulegen, schliissig. In
der Begriindung zum Anderungsantrag werden beispielhaft Leistungen genannt, bei denen
Pflegefachkraften erweiterte Kompetenzen eingeraumt werden kénnen, wie der
Positionswechsel zur Dekubitusbehandlung, das An- oder Ausziehen von drztlich
verordneten Kompressionsstriimpfen/-strumpfhosen, Anlegen oder Abnehmen eines
Kompressionsverbandes. Diese Beispiele sind als Orientierung fiir die Beratungen im G-BA
nachvollziehbar und hilfreich. Sie verdeutlichen zugleich die Grenzen méglicher
Kompetenzerweiterungen, insbesondere in Fallgestaltungen, in denen die Dauer und
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Haufigkeit von MaRnahmen der medizinischen Behandlungspflege unmittelbar vom arztlichen
Behandlungsplan abhdngen (z. B. die Gabe von Medikamenten).

Aus den beabsichtigten Regelungen wird insgesamt die Intention deutlich, geeigneten
Pflegefachkraften erweiterte Kompetenzen ausschlieRlich in Bezug auf die Festlegung von
Dauer und Haufigkeit der Erbringung bestimmter Leistungen einzuraumen.

Die Auswirkungen der erweiterten Kompetenzen von entsprechend qualifizierten
Pflegefachkréften auf das Versorgungsgeschehen im Bereich der hduslichen Krankenpflege,
die finanziellen Auswirkungen auf die Krankenkassen, die Wirtschaftlichkeit der Versorgung
und die Auswirkungen auf die Behandlungs- und Ergebnisqualitdt sollen evaluiert werden.
Dies ist sachgerecht. Die vorgesehene Regelung in Absatz 10, wonach die Evaluation 3 Jahre
nach Inkrafttreten der Regelungen des G-BA erfolgen soll, ist grundsatzlich sinnvoll, da sich
die Evaluation auf einen Zeitraum beziehen muss, in dem die neuen Regelungen bereits in

der Praxis umgesetzt werden.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 1

Artikel 1 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 13a

§ 39e - Ubergangspflege im Krankenhaus

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Die Ubergangspflege im Krankenhaus gemaR § 39e SGB V wird als neue Leistung in der
gesetzlichen Krankenversicherung eingefiihrt. Sofern unmittelbar im Anschluss an eine
Krankenhausbehandlung erforderliche Leistungen der Hauslichen Krankenpflege, der
Kurzzeitpflege, Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder Pflegeleistungen nach

SGB XI nicht oder nur unter erheblichem Aufwand sichergestellt werden kdnnen, hat die
Patientin oder der Patient Anspruch auf Leistungen der Ubergangspflege durch die
Krankenkasse. Diese hat in dem Krankenhaus stattzufinden, in dem die Behandlung erfolgt
ist. Sie ist unabhdngig davon, ob eine Pflegebediirftigkeit nach SGB XI besteht und umfasst
die arztliche Behandlung, die Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, die Aktivierung
der Versicherten, die Grund- und Behandlungspflege, ein Entlassmanagement sowie
Unterkunft und Verpflegung. Der Anspruch auf Ubergangspflege im Krankenhaus besteht fiir
hochstens zehn Tage je Krankenhausbehandlung. Das Vorliegen der Voraussetzungen der
Ubergangspflege (beispielsweise Nachsorgebedarf, fehlende Anschlussversorgung) ist vom
Krankenhaus im Rahmen des Entlassmanagements der Krankenhduser einheitlich und
nachpriifbar zu dokumentieren.

Stellungnahme

Vor dem Hintergrund der nach wie vor bestehenden Probleme beim Entlassmanagement und
der Organisation von Anschlussversorgung besteht Handlungsbedarf, um die Situation der
betroffenen Patientinnen und Patienten zu verbessern. Die in diesem Anderungsantrag
geschaffene Regelung zur Etablierung der Ubergangspflege im Krankenhaus fiihrt aber in die
falsche Richtung. Der GKV-Spitzenverband sieht grundsatzlich einen Bedarf, die
Rahmenbedingungen fir eine Ubergangsbetreuung, zum Beispiel bei einer fehlenden
Anschlussversorgung, zu verbessern. Dem Anspruch, eine notwendige und ausgewogene
Gestaltung der Rahmenbedingungen fiir eine Ubergangsbetreuung nach einem
Krankenhausaufenthalt zu schaffen, wird der Anderungsantrag in der Schlussphase eines
Gesetzgebungsprozesses im Schnellverfahren jedoch nicht gerecht. Hier bedarf es einer
breiteren, parlamentarischen Debatte, die nicht isoliert einen Sozialleistungsbereich und
innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung nur einen einzelnen Regelleistungsanspruch
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o)

in Betracht zieht. Die in diesem Anderungsantrag gefundene Regelung zur Etablierung der
Ubergangspflege im Krankenhaus als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung ist
deshalb nicht zielfiihrend. Auch besteht die Gefahr, dass mit der hier vorgesehenen
Ubergangspflege im Krankenhaus Patientinnen und Patienten ,kiinstlich“ hospitalisiert
werden und wesentlich langer im Krankenhaus verweilen als notig. Zu berlicksichtigen ist,
dass gerade die Patientengruppen, die fir die Ubergangspflege im Krankenhaus in Betracht
kommen, oft multimorbide sind und aufgrund von Infektionsgefahr und dhnlichem nach
abgeschlossener Behandlung nicht unnétig langer im Krankenhaus verweilen sollten.

Dariiber hinaus ist in diesem Kontext problematisch, dass die Krankenkassen in der Praxis
oftmals nicht von den Krankenhdusern in das Entlassmanagement eingebunden werden. Die
Organisation der Anschlussversorgung und das Erzielen einer nahtlosen Uberleitung der
Patientinnen und Patienten kénnen sie damit kaum bis gar nicht beeinflussen. Grundsatzlich
gilt es daher, zuallererst die Umsetzung des Entlassmanagements in der Praxis zu stdrken
und damit der Notwendigkeit von Ubergangspflege entgegenzuwirken. Patientinnen und
Patienten langer im Krankenhaus zu behandeln, kann nicht zielfiihrend sein, um den Prozess
der Entlassung aus dem Krankenhaus zu verbessern. Sofern der individuelle Bedarf der
Patientinnen und Patienten fiir eine Anschlussversorgung die Unterstiitzung durch die
Krankenkasse erfordert, sollte darauf hingewirkt werden, dass diese ausreichend frith vom
Krankenhaus informiert und eingebunden wird.

Anderungsbedarf

Streichung.
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Anderungsantrag 1
Artikel 1 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 25

aa) § 87 Abs. 1 - Anpassung der Verordnungsmuster an die erweiterten Kompetenzen von
Pflegefachpersonen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die fiir die Verordnung im Rahmen der erweiterten Kompetenzen der Pflegefachpersonen
(vgl. Anderungsantrag 1 Artikel 1 Nr. 11a) im Rahmen der HKP verwendeten
Verordnungsvordrucke sollen so gestaltet werden, dass sie von den iibrigen Verordnungen
im Rahmen der hauslichen Krankenpflege zu unterscheiden sind.

B) Stellungnahme

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der beabsichtigten Regelung zur
erweiterten Kompetenz der Pflegefachpersonen im Rahmen der hauslichen Krankenpflege.
Diese Regelung ist sachgerecht.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 1
Artikel 1 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 39a

§ 132m - Versorgung mit Leistungen der Ubergangspflege im Krankenhaus

A) Beabsichtigte Neuregelung

Die Landesverbande der Krankenkassen und die Ersatzkassen schlieRen gemalR § 132m SGB V
mit der Landeskrankenhausgesellschaft oder mit den Vereinigungen der Krankenhaustrager
im Land Vertrdge iiber die Einzelheiten der Versorgung mit einer Ubergangspflege im
Krankenhaus nach § 39e SGB V sowie deren Vergutung.

B) Stellungnahme

Fir die gesetzliche Krankenversicherung entstehen nicht quantifizierbare Mehrausgaben
aufgrund der zwischen den Vertragsparteien zu verhandelnden Vergiitung und der
Inanspruchnahme durch die Versicherten. Insgesamt besteht die Gefahr, dass der
gesetzlichen Krankenversicherung erhebliche Mehrausgaben entstehen.

Der GKV-Spitzenverband sieht grundsatzlich einen Bedarf, die Rahmenbedingungen fiir eine
Ubergangsbetreuung, zum Beispiel bei einer fehlenden Anschlussversorgung, zu verbessern.
Die im Anderungsantrag geschaffene Regelung zur Etablierung der Ubergangspflege im
Krankenhaus flihrt aber in die falsche Richtung (vgl. detaillierte Kommentierung zu Artikel 1
Nr. 13a: § 39e - Ubergangspflege im Krankenhaus).

C) Anderungsbedarf

Streichung.
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Anderungsantrag 2
Artikel 2 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Nr. 1

§ 25 - Familienversicherung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Der Wegfall der besonderen Einkommensgrenze fiir geringfligig Beschéftigte in der
Familienversicherung zum 01.01.2020 ist in der sozialen Pflegeversicherung
gesetzestechnisch bis dato nicht nachvollzogen worden, ohne dass es hierfiir sachliche
Griinde gibt. Die Bereinigung wird nunmehr mit Riickwirkung zum 01.01.2020
nachvollzogen.

B) Stellungnahme

Die Anderung hat klarstellenden Charakter und ist zu begriiRen. Sie hat keine Auswirkungen
auf die Praxis, da die Kranken- und Pflegekassen im Hinblick auf das offensichtliche
Versdumnis des Gesetzgebers zur Anpassung des SGB Xl keine unterschiedliche Behandlung
zwischen Kranken- und Pflegeversicherung bei der Feststellung einer Familienversicherung

vorgenommen haben.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 3

Artikel 2 (Gegenfinanzierung) und zu Artikel 16 (Inkrafttreten)

Nr. 1a

§ 55 - Beitragssatz, Beitragsbhemessungsgrenze

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Der Beitragszuschlag fiir Kinderlose wird zum 01.01.2022 um 0,1 auf

0,35 Beitragssatzpunkte angehoben, so dass er der Ausgangsrelation zwischen dem
allgemeinen Beitragssatz und dem Beitragszuschlag fiir Kinderlose aus dem Jahr der
Einflhrung des Zuschlags wieder besser entspricht. Diese Anhebung soll einen Beitrag zur
Gesamtfinanzierung der ReformmaRnahmen leisten.

Stellungnahme

Die an der urspriinglichen Ausgangsrelation orientierte Erhdhung des Beitragszuschlags fiir
Kinderlose ist als teilweiser Finanzierungsbeitrag zur zeitgleich eingefiihrten Begrenzung der
Eigenanteile nachvollziehbar. Der Bund sollte jedoch einen dauerhaft ausreichenden Zuschuss
zur sozialen Pflegeversicherung leisten, damit zunehmende Ausgaben u. a. fiir
versicherungsfremde Leistungen nicht lediglich von Beitragszahlenden und Pflegebediirftigen
zu tragen sind.

C) Anderungsvorschlag

Es bedarf eines ergdnzenden Bundeszuschusses zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher
Aufgaben wie der Beteiligung der sozialen Pflegeversicherung an den pflegebedingten
Eigenanteilen der vollstationdr versorgten Pflegebedirftigen.
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Anderungsantrag 3
Artikel 2 (Gegenfinanzierung) und Artikel 16 (Inkrafttreten)

Nr. 4

§ 61a - Beteiligung des Bundes an Aufwendungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Der Bund leistet ab dem Jahr 2022 einen jahrlichen pauschalen Zuschuss an den
Aufwendungen der sozialen Pflegeversicherung in Héhe von 1 Mrd. Euro. Dieser soll in
Teilbetrdgen zum jeweils ersten Bankarbeitstag an den Ausgleichsfonds iberwiesen werden.

Stellungnahme

Ein dauerhaft gesetzlich geregelter Zuschuss des Bundes in die soziale Pflegeversicherung ist
notwendig und greift eine langjahrige Forderung des GKV-Spitzenverbandes auf. Die
vorgesehenen Regelungen mit monatlichen Abschlagszahlungen sind sachgerecht und zur
Sicherung der Liquiditat der Pflegekassen und des Ausgleichsfonds erforderlich. Jedoch
entspricht eine pauschale Beteiligung in Hohe von 1 Mrd. Euro weder den
versicherungsfremden Leistungen noch dem notwendigen Finanzbedarf der sozialen
Pflegeversicherung in den nachsten Jahren.

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb im Verlauf der Verhandlungen zu einer Pflegereform die
Gegenfinanzierung immer weiter gekiirzt wurde. Wahrend im Arbeitspapier vom 15.03.2021
noch ein Bundeszuschuss fiir gesamtgesellschaftliche Aufgaben in Hohe von 2,5 Mrd. Euro
mit einer jahrlichen Dynamisierung in Hohe der monatlichen BezugsgréRe sowie die
Ubernahme der Rentenversicherungsbeitrdge von pflegenden Angehoérigen vorgesehen
waren, wurde zuerst der Bundeszuschuss gekirzt und final noch die
Rentenversicherungsbeitriage der pflegenden Angehdérigen aus den Reformvorhaben
gestrichen. Von den urspringlich vorgesehenen tber 5 Mrd. Euro jahrlichem Bundeszuschuss
verbleiben demnach nur noch 1 Mrd. Euro, wahrend zeitgleich die Mehrausgaben der sozialen
Pflegeversicherung fiir die Beteiligung an den einrichtungseinheitlichen Eigenanteilen
(Tarifbindung und Personalbemessungsverfahren inbegriffen) sowie der Aufwendungen der
Rentenversicherungsbetrdge geblieben sind. Den Schatzungen des GKV-SV zufolge sind die
ReformmaRnahmen bereits im Jahr 2022 nicht ausreichend refinanziert und die Riicklagen in
der sozialen Pflegeversicherung so gering, dass eine Anpassung des allgemeinen
Beitragssatzes im Jahr 2022 erforderlich wird. Diese Prognosen machen deutlich, dass die
vorgesehenen ReformmaRnahmen zu einem fortlaufend steigenden Defizit in der sozialen
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Pflegversicherung fiihren, was weitere Betragsanpassungen in den ndchsten Jahren notwendig

machen wird.

C) Anderungsvorschlag

Im Anderungsantrag 3 zu Artikel 2 werden die Formulierungen zu §§ 61a und 61b SGB XI
analog des Arbeitsentwurfs vom 15.03.2021 (ibernommen.
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Anderungsantrag 4
Artikel 2 Nummer 0, 1a, 4 und 5 (Begrenzung des Eigenanteils an den pflegebedingten
Aufwendungen in der vollstationdren Pflege) und zu Artikel 16 (Inkrafttreten)

Nr. 1a

§ 43¢ - Begrenzung Eigenanteile

A) Beabsichtige Neuregelung

Ab dem 01.01.2022 sollen Pflegebediirftige der Pflegegrade 2 bis 5, die bis zu 12 Monate
Leistungen der vollstationdren Pflege beziehen, einen Leistungszuschlag in Hohe von 5 %
ihres zu zahlenden pflegebedingten Eigenanteils von der Pflegeversicherung erhalten.
Pflegebedirftige, die seit mehr als 12 Monaten vollstationdre Leistungen beziehen, sollen
einen Leistungszuschlag in Hohe von 25 % ihres zu zahlenden pflegebedingten Eigenanteils
erhalten. Pflegebedirftige, die seit mehr als 24 Monaten vollstationdre Leistungen beziehen,
sollen einen Leistungszuschlag in Hohe von 45 % ihres zu zahlenden pflegebedingten
Eigenanteils erhalten. Pflegebediirftige, die seit mehr als 36 Monaten vollstationdre
Leistungen beziehen, sollen einen Leistungszuschlag in Hohe von 70 % ihres zu zahlenden
pflegebedingten Eigenanteils erhalten. Die Pflegeeinrichtung, die die Pflegebediirftigen
versorgt, soll der Pflegekasse neben dem Leistungsbetrag den Leistungszuschlag in
Rechnung stellen und den Pflegebediirftigen den verbleibenden Eigenanteil.

B) Stellungnahme

Die finanzielle Entlastung pflegebediirftiger Menschen in vollstationdren Einrichtungen wird
begriiRt. Die Eigenanteile der Pflegebedirftigen in der vollstationdren Pflege sind zwischen
2017 und 2020 durchschnittlich um insgesamt mehr als 50 % (01.01.2017: 548 Euro,
01.01.2021: 831 Euro monatlich) gestiegen. Dies ist insbesondere auf eine Erhéhung der
Personalkosten (Steigerung der Bruttolohnkosten und verbesserte Personalschliissel)
zuriickzufiihren, die damit deutlich (iber der Steigerung der Inflationsrate liegt. Durch eine
gestaffelte Beteiligung der sozialen Pflegeversicherung (SPV) an den pflegebedingten
Eigenanteilen kann zukiinftig eine Entlastung der Pflegebediirftigen in der vollstationdren
Pflege erreicht werden. Es ist allerdings auch mit einer nennenswerten weiteren Erhdhung der
Pflegesatze infolge der vorgesehenen Tarifbindung und der Umsetzung des
Personalbemessungsverfahrens zu rechnen, die noch iiber der Steigerungsrate der
zuriickliegenden Jahre liegen diirfte.

Die vorgesehene Entlastung der Pflegebediirftigen, insbesondere fiir diejenigen, die weniger
als ein Jahr in einer vollstationdren Pflegeeinrichtung betreut werden, gleicht damit weder die
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Eigenanteilssteigerungen der letzten vier Jahre aus, noch beriicksichtigt sie die zukiinftigen
Steigerungen aufgrund tariflicher Entlohnung und Personalbemessung. Sie fdllt auch geringer
aus als die Entlastung in Folge einer Dynamisierung der Leistungsbetrdge in Héhe von 5 %
zum Ausgleich der Inflation der letzten vier Jahre gewesen ware.

Fir eine reibungslose Umsetzung der Zuschlagszahlung in der Praxis sind zudem weitere
gesetzliche Detail-Regelungen erforderlich. So kann der Leistungszuschlag grundsatzlich nur
gezahlt werden, wenn eine gliltige Vergiitungsvereinbarung mit der Pflegeeinrichtung
besteht. Einrichtungen nach § 91 SGB Xl sind auszuschlieRen, da fiir diese keine Pflegesdtze

vereinbart werden.

Anderungsvorschlag

Erganzend zur stufenweisen Beteiligung der SPV an den pflegebedingten Eigenanteilen
pflegebediirftiger Menschen in vollstationdren Einrichtungen ist eine jahrliche Dynamisierung
der Leistungsbetridge vorzusehen (siehe auch Anderungsantrag 18).

§ 91 Abs. 1 SGB XI (Kostenerstattung) wird um den folgenden Satz erganzt: ,§ 43¢ SGB XI
findet keine Anwendung.”
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Anderungsantrag 5
Zu Artikel 2 Nummer 4 bis 10 (Tarifliche Entlohnung - Konzertierte Aktion Pflege) und zu
Artikel 16 (Inkrafttreten)

Nr. 1 Buchstabe b Nummer 4, 7 und 8

8§ 72, 82c, 84 - Tarifliche Entlohnung, Wirtschaftlichkeit von Personalaufwendungen,
Bemessungsgrundsdtze

A) Beabsichtige Neuregelung

Ab dem 01.09.2022 sollen Versorgungsvertrage nur mit Pflegeeinrichtungen abgeschlossen
sein, die ihren Beschaftigten im Pflege- und Betreuungsbereich eine Entlohnung zahlen, die
in Tarifvertragen oder kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen vereinbart ist. Die Verpflichtung
zur Zahlung von Tariflohnen soll dadurch erreicht werden, dass Einrichtungen fiir die
Zulassung zur Pflege einen Tarifvertrag oder kirchenrechtliche Arbeitsrechtsregelungen
nhachweisen miissen, an die sie gebunden sind. Sofern sie an keinen Tarifvertrag oder
kirchenarbeitsrechtliche Regelungen direkt gebunden sind, miissen sie angeben, welcher
Tarifvertrag oder welche kirchenarbeitsrechtliche Regelung fiir sie malRgebend sind, ohne den
jeweiligen Tarifvertrag oder die Regelung vorlegen zu miissen. Der Spitzenverband Bund der
Pflegekassen soll in Richtlinien bis zum 30.09.2021 das Nadhere insbesondere zu den
Verfahrens- und Priifgrundsatzen fiir die Einhaltung der Zulassungsvoraussetzung nach § 72
Absatz 3a festlegen.

Hinsichtlich der Refinanzierbarkeit der Gehalter liber die Pflegesdtze im stationdren Bereich
und der Pflegevergiitung im ambulanten Bereich soll in einem neu einzufligenden § 82c¢ die
SWirtschaftlichkeit* von Personalaufwendungen geregelt werden. Es ist vorgesehen, dass die
Gehalter nur dann weiterhin in voller Hohe refinanziert werden, wenn fiir die Einrichtungen
eine direkte Tarifbindung besteht. Bei nichttarifgebunden Einrichtungen, fiir die ein Tarif
lediglich ,maRgebend" ist, sollen Gehalter nur dann als wirtschaftlich und damit
refinanzierbar angesehen werden, wenn diese die regional durchschnittliche tarifliche
Entlohnung nicht deutlich berschreiten. Eine deutliche Uberschreitung liegt dann vor, wenn
die Entlohnung die durchschnittliche Entlohnung um mehr als 10 % libersteigt.

Die Landesverbande der Pflegekassen sollen verpflichtet werden, jahrlich eine Liste mit den
als wirtschaftlich geltenden Tarifvertragen in der Region zu veroffentlichen. Der GKV-
Spitzenverband soll das Ndhere hierzu bis zum 30.09.2021 in Richtlinien regeln.

Ferner hat der GKV-Spitzenverband in Richtlinien bis zum 01.07.2022 das Ndhere zur
Umsetzung der ab 01.09.2022 geltenden Verpflichtung der Pflegeeinrichtung festzulegen,
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B)

die bei der Vereinbarung der Pflegesdtze zugrunde gelegte Bezahlung der Beschéftigten
jederzeit einzuhalten und auf Verlangen einer Vertragspartei nachzuweisen.

Stellungnahme

Der GKV-Spitzenverband spricht sich fiir eine angemessene Bezahlung und damit fir
verbesserte Arbeitsbedingungen fiir Beschaftigte in der Pflege aus. Tarifvertrage kénnen
dabei ein wirksames Instrument sein. Die vorgesehenen Regelungen fiir mehr Tarifbindung in
der Pflege sind aber in sich nicht schllssig und nicht widerspruchsfrei.

Probleme sind insbesondere fiir die nicht tarifgebundenen Pflegeeinrichtungen zu erwarten.
Diese missen bei der Zulassung angeben, welcher Tarif fiir sie maRgeblich sein soll. Dabei
spielt das regional durchschnittliche tarifliche Entgeltniveau noch keine Rolle. Die
Pflegekassen miissen alle Tarife akzeptieren, die anwendbar sind. Die Pflegeeinrichtungen
haben jedoch keine Garantie, dass die aufgrund des angegebenen Tarifvertrags zu zahlenden
Gehalter von den Pflegekassen langfristig refinanziert werden. Denn was von den
Pflegekassen finanziert werden darf, ist abhdngig von der jeweils geltenden
durchschnittlichen tariflichen Entlohnung in einer Region.

Die Ermittlung dieser durchschnittlichen tariflichen Entlohnung ist kompliziert und obliegt
den Pflegekassen. Die tarifgebundenen Einrichtungen miissen jahrlich den Landesverbédnden
der Pflegekassen ,maRgebliche Informationen aus den Tarifvertrigen oder
kirchenarbeitsrechtlichen Regelungen fiir die Feststellung der Entlohnung der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern® mitteilen. Diese maRgeblichen Informationen sind
weder durch die Gesetzesformulierung festgelegt noch ist gesetzlich vorgesehen, dass diese
durch Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes ndher definiert werden. Die Pflegekassen
missen jedoch auf Grundlage der Mitteilungen der Pflegeeinrichtungen eine
durchschnittliche tarifliche Entlohnung fiir jede Region berechnen und festlegen. Es ware
daher erforderlich, dass sowohl die von den Pflegeeinrichtungen zu libermittelnden Angaben
als auch das Vorgehen bei der Berechnung und Festlegung der jeweiligen durchschnittlichen
tariflichen Entlohnung in einer Region konkret gesetzlich bestimmt wiirden. Andernfalls
hatten die Landesverbdnde keine rechtssichere Grundlage fiir die ihnen zugewiesene Aufgabe
der Bewertung von Tarifvertragen.

An der von den Pflegekassen bestimmten Durchschnittsentlohnung in einer Region muss das
Gehaltsniveau jeder nichttarifgebundenen Einrichtung gemessen werden. Liegt dieses mehr
als 10 % lber dem regional bestimmten Niveau, gelten die Gehdlter als unwirtschaftlich und
diirfen von den Pflegekassen nicht refinanziert werden. Die Kassen sind an die restriktiven
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Vorgaben des Gesetzgebers gebunden und werden hier in die undankbare Rolle der
L1arifpolizei“ gedrangt.

Hinzu kommt, dass sich das durchschnittliche tarifliche Entgeltniveau einer Region jahrlich
dandern wird, wenn neue Tarifvertrdge in der Region hinzukommen oder angepasst werden.
Da die Einrichtungen aber an die bei der Zulassung angegebene tarifliche Entlohnung
gebunden sind, konnte es passieren, dass sie ihre Gehalter nicht vollumfanglich refinanziert
bekommen oder auf einen anderen - zu diesem Zeitpunkt als wirtschaftlich geltenden -
Tarifvertrag umsteigen missten. Streitigkeiten zwischen Pflegeeinrichtungen und
Pflegekassen sind vorprogrammiert.

Mit den beabsichtigten Neuregelungen ergibt sich daher ein nicht nachvollziehbarer
Widerspruch: Auf der einen Seite sollen nichttarifgebundene Pflegeeinrichtungen nach Tarif
bezahlen und auf der anderen Seite kénnen ihnen die Pflegekassen nicht jeden Tarifvertrag
refinanzieren. Die Pflegekassen werden durch den Gesetzgeber in die Rolle gedrangt, liber
die jeweilige regionale durchschnittliche Entlohnung zu entscheiden und damit festzulegen,
welches Gehaltsniveau in der jeweiligen Region als wirtschaftlich und refinanzierbar gilt.

Die konstruierte Trennung von Zulassungsvoraussetzung und Refinanzierbarkeit birgt ein
hohes Konfliktpotenzial und ist daher aufzuheben.

Bis 30.09.2022 miissen alle nicht tarifgebundenen Einrichtungen ihre Entlohnungsstrukturen
und damit alle ihre bestehenden Arbeitsvertrage umgestellt haben. Um die Refinanzierbarkeit
zu gewadhrleisten, ist damit verbunden, dass sie auch neue Verglitungsvereinbarungen mit
den Landesverbdnden der Pflegekassen und dem Sozialhilfetrager abschlieRen miissen.
Angesichts der Tatsache, dass ein GroRteil der zugelassenen Pflegeeinrichtungen bislang
nicht tarifgebunden ist, ist die vorgesehene Frist zu kurz bemessen. Allein die Aufgabe der
Landesverbdnde der Pflegekassen, dass bis 30.09.2022 alle bestehenden
Versorgungsvertriage der insgesamt fast 30.000 ambulanten und stationdren
Pflegeeinrichtungen Uberprift und erforderlichenfalls angepasst bzw. bei Nichterfillung der
Zulassungsvoraussetzung gekiindigt sein sollen, ist in dieser Zeit nicht umsetzbar. Dariiber
hinaus muss sich der Gesetzgeber im Klaren sein, dass - sofern eine bislang nicht
tarifgebundene Pflegeeinrichtung nicht innerhalb eines Jahres ihre Entlohnungsstruktur
angepasst hat - deren Versorgungsvertrag gekiindigt werden muss.

Der GKV-Spitzenverband erhélt den Auftrag fiir die Erstellung mehrerer Richtlinien zur
Regelung der oben beschriebenen Verfahren. Bei allen Richtlinien fehlt es an einer Regelung,
fir wen diese gelten und verbindlich sein sollen.
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C) Anderungsbedarf

Die getrennte Bewertung von Tarifvertrdagen im Hinblick darauf, ob sie einerseits als
Zulassungsvoraussetzung anerkannt werden und andererseits ob sie als wirtschaftlich in der
Region gelten und damit tber die Pflegeverglitung refinanzierbar sind, ist aufzuheben. Dies
konnte dadurch gelost werden, dass fir tariflich gebundene Einrichtungen die derzeit
geltenden gesetzlichen Regelungen unverdandert bestehen bleiben. Fir die
nichttarifgebundenen Pflegeeinrichtungen sollten alle in einer Region anwendbaren
Tarifvertrage oder kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen als Zulassungsvoraussetzung gelten,
die dann auch entsprechend von den Pflegekassen zu refinanzieren waren. Die beabsichtigte
Neuregelung in § 82c SGB XI ware damit entbehrlich und zu streichen. Die Tarifvertrage oder
kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen sind von den Pflegeeinrichtungen vorzulegen. Durch die
nicht gebundenen Pflegeeinrichtungen sollte der Nachweis der Ubertragbarkeit selbst gefiihrt
werden. Die Darlegungs- und Nachweispflichten im Rahmen der Vergiitungsverhandlungen
sollten unverdndert bestehen bleiben.

Sollte der Gesetzgeber an einer regionalen durchschnittlichen tariflichen Entlohnung als
MaRstab fir die Wirtschaftlichkeit von Personalaufwendungen festhalten, sind die
»,malkgeblichen Informationen®, die von den Pflegeeinrichtungen fiir die Ermittlung der in der
Region geltenden durchschnittlichen Entlohnung mitzuteilen sind, gesetzlich zu bestimmen.
Gleiches gilt fiir die Berechnung der jeweiligen durchschnittlichen Entlohnung. Auch
diesbeziiglich liegt die Darlegungs- und Nachweispflicht bei den Pflegeeinrichtungen.

Die vorgesehene Frist 30.09.2022, bis zu der alle bestehenden Versorgungsvertriage - und
damit verbunden auch die Vergiitungsvereinbarungen - der insgesamt fast 30.000
Pflegeeinrichtungen Uberprift und erforderlichenfalls angepasst bzw. bei Nichterfillung der
neuen Zulassungsvoraussetzung gekiindigt sein sollen, ist in erheblichem MaRe zu

verlangern.

Samtliche Regelungen, die dem GKV-Spitzenverband eine Richtlinienkompetenz zuweisen,
sind aus Griinden der Rechtssicherheit um den jeweiligen Geltungsbereich der Richtlinien zu

ergdnzen.
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Anderungsantrag 6

Artikel 2 Nummer 0 und 4 (Wirtschaftlich tragfahige Vergitung der Kurzzeitpflege

Nr. 4

§ 88a- Wirtschaftlich tragfahige Vergitung fiir Kurzzeitpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Die Vertragsparteien in den Landern werden verpflichtet, die Landesrahmenvertrage fiir
Kurzzeitpflege dahingehend zu liberarbeiten, dass sie die Besonderheiten der Kurzzeitpflege
aufgrund der unterschiedlichen Aufnahmeanldsse (Verhinderungspflege, im Anschluss an
eine stationdre Krankenhausbehandlung oder bei einer voriibergehenden schwerwiegenden
gesundheitlichen Krise des Pflegebediirftigen) beriicksichtigen. Auf dieser Grundlage sollen
die Pflegesatzvereinbarungen der Kurzzeitpflege angepasst werden. Der GKV-Spitzenverband
erhalt den Auftrag, gemeinsam mit den Pflegeeinrichtungsverbdanden auf Bundesebene und
weiteren Beteiligten innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes
Empfehlungen zu den Inhalten der Landesrahmenvertrage abzugeben. In den Empfehlungen
sollen insbesondere Regelungen zu den unterschiedlichen Leistungen,
Personalausstattungen, Auslastungsgraden sowie zur jeweiligen Entgeltfindung getroffen
werden. Bis zur Entscheidung liber eine Anpassung der Landesrahmenvertrage sollen die
Empfehlungen des GKV-Spitzenverbandes fiir die Pflegekassen und die zugelassenen
Pflegeeinrichtungen unmittelbar verbindlich sein.

Stellungnahme

Mit den vorgesehenen Regelungen zur Ausgestaltung bedarfsgerechter Angebote der
Kurzzeitpflege einschlieRlich der entsprechenden Verglitungen wird eine Vereinbarung des
Koalitionsvertrages von 2018 umgesetzt. Die beabsichtigte Neugestaltung der Angebote von
Kurzzeitpflege im Hinblick auf eine bedarfsgerechte Differenzierung von Leistungen wird
grundsatzlich begriiRt. Nach Aussage des Gesetzgebers sollen damit jedoch ,wirtschaftlich
tragfahige" Vergltungsvereinbarungen fiir Kurzzeitpflegeangebote sichergestellt werden. Der
Begriff ,wirtschaftlich tragfahig” ist interpretationsfahig. Eine aus Sicht der Einrichtungen
tragfahige Vergiitung ist nicht dieselbe, die aus Sicht der Pflegebediirftigen als tragfahig gilt.

Gleichzeitig mit der vertragsrechtlich vorgesehenen Differenzierung der Leistungsarten
sollten auch im Leistungsrecht die unterschiedlichen Leistungsarten mit entsprechend
differenzierten Leistungsbetridgen geregelt werden.
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C) Anderungsvorschlag

Die Gesetzesformulierung ist daher dahingehend zu dndern, dass die damit verbundene
Zielrichtung mit einer ,wirtschaftlich tragbaren Vergiitung“ deutlicher hervorgeht.

Leistungsrecht (§ 42 SGB XI) und Vertragsrecht (§ 88a) sind miteinander zu harmonisieren.
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Anderungsantrag 7
Artikel 2 (0, Oa, 4 bis 6 (Umsetzung des Personalbemessungsverfahrens (Konzertierte Aktion
Pflege))) und Artikel 16 Nummer (Inkrafttreten)

Nr. 6

§ 113c - Personalbemessung in vollstationadren Pflegeeinrichtungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

Fir vollstationdre Pflegeeinrichtungen werden unter Bezugnahme auf das von Prof. Rothgang
(Universitat Bremen) entwickelte neue Personalbemessungsverfahren fiir die vollstationdre
Pflege drei Qualifikationsstufen des Personals in Pflege und Betreuung unterschieden:
Hilfskraftpersonal ohne landesrechtlich geregelte Ausbildung, Hilfskraftpersonal mit einer
mindestens einjahrigen landesrechtlich geregelten Ausbildung und Fachkrafte. Fiir jedes
dieser Qualifikationsniveaus werden Vollzeitdquivalente je Pflegebediirftigem in den
einzelnen Pflegegraden festgelegt, die ab 01.07.2023 verbindlich giiltig sein sollen und von
den Pflegekassen zu finanzieren sind.

Der GKV-Spitzenverband und die Vereinigungen der Trager der Pflegeeinrichtungen auf
Bundesebene sollen bis zum 30.06.2022 unter Beteiligung des MD Bund, des PKV-Verbandes
sowie unabhdngiger Sachverstandiger gemeinsam mit der Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbdande und der BAGUS sowie unter Mitarbeit der Verbande der
Pflegeberufe und den Interessenvertretungen nach § 118 SGB XI gemeinsame Empfehlungen
zu den entsprechend zu lberarbeitenden Inhalten der Landesrahmenvertrage abgeben.
Kommen die Empfehlungen nicht fristgerecht zustande, muss ein Schiedsgremium gebildet

werden.

Ab dem 01.07.2023 ist es gemaR der vorgesehenen Neuregelung nicht mehr moglich,
Antrdge auf Verglitungszuschldage zur Finanzierung von zusatzlichen Fachkraften (13.000
Stellen Fachkrafteprogramm) und von zusatzlichen Pflegehilfskraften (20.000 Stellen
Hilfskraftprogramm) zu stellen. Das Personal in Pflege und Betreuung in vollstationdren
Pflegeeinrichtungen soll ab diesem Zeitpunkt im Rahmen der regularen
Vergiutungsverhandlungen beriicksichtigt werden. Davon ausgenommen sind zusdtzliche
Betreuungskrafte nach § 43b SGB XI, die weiterhin iber Verglitungszuschldge finanziert
werden sollen.

Das BMG priift gemdR der geplanten Neuregelung ab dem 01.04.2025, ob eine Anpassung
der Personalanhaltszahlen moglich und notwendig ist.
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B) Stellungnahme

Das grundlegende Vorgehen entspricht dem von der Universitdt Bremen vorgeschlagenen
Ansatz. Die konkreten Personalanhaltswerte sind bis auf wenige Ausnahmen héher als die
derzeitigen bundesdurchschnittlichen Ist-Stellenschliissel, jedoch niedriger als von der
Universitdat Bremen empfohlen. Im Vergleich zu den Empfehlungen der Universitdt Bremen
resultiert die vorgesehene Neuregelung nach den Angaben in der Begriindung der geplanten
Neuregelung in einem Personalzuwachs, der etwa 40 % des von der Universitdat Bremen
errechneten Zuwachses entspricht.

Eine schrittweise Umsetzung des neuen Personalbemessungsverfahrens entspricht den
wissenschaftlichen Empfehlungen der Universitdt Bremen. Der GKV-Spitzenverband begriiRt,
dass die fur den ndchsten Schritt nach dem GPVG erforderlichen gesetzlichen Grundlagen nun
geschaffen werden sollen. Allerdings ist fraglich, inwiefern der vorgesehene Personalzuwachs
durch die derzeit verfligbaren Krafte auf dem Arbeitsmarkt tatsachlich abgedeckt werden
kann. Dies wird besonders deutlich, dass die Umsetzung der ersten Personalausbaustufe des
Pflegepersonalstarkungsgesetzes (PpSG), dem 13.000 Stellen-Forderprogramm, die
Erwartungen bislang nicht erfillt. Vor dem Hintergrund des noch anstehenden
Modellprogramms nach § 8 Absatz 3b SGB Xl zur Einflihrung eines neuen
Personalbemessungsverfahrens in der vollstationdren Pflege ist es nicht nachzuvollziehen,
dass in der beabsichtigten Neuregelung nicht transparent genug dargestellt wird, aufgrund
welcher Akzente sich die Zusammensetzung und die Implementierung von einheitlichen
Personalanhaltswerten begriindet. AuRerdem wurden fiir die Etablierung eines solches
Verfahrens keine Regelungen zur Refinanzierung dieses Personalmehrbedarfs getroffen.

Durch die geplante Neuregelung soll, auch wenn die zukiinftige Ausstattung geringer
ausfallen wiirde, erméglicht werden, dass Pflegeeinrichtungen die derzeit in den
Landesrahmenvertrdgen geregelte Ausstattung mit Fach- und Assistenzkraften beibehalten
koénnen, sofern sie in diesem Umfang bereits Mitarbeitende vorhalten. Gleichzeitig sollen
Abweichungen von der in den derzeitigen landesrechtlichen Regelungen festgelegten
Fachkraftquote moglich sein, sofern sich das Verhéltnis von Fach- zu Assistenzkraften durch
einen Zuwachs an Assistenzkraften verandert. Sofern eine Pflegeeinrichtung zukiinftig eine
personelle Ausstattung im Bereich Pflege und Betreuung vereinbart, die liber die derzeit
gemaR den Landesrahmenvertragen zu vereinbarende personelle Ausstattung hinausgeht,
soll sie Personal- und OrganisationsentwicklungsmaRBnahmen durchfiihren, die im Rahmen
des mit dem GPVG eingefiihrten Modellprogramms nach § 8 Absatz 3b SGB XI im Auftrag des
GKV-Spitzenverbandes entwickelt und erprobt wurden.
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Die geplanten Personalanhaltszahlen legen eine Anpassung der landesrechtlichen Regelungen
zur sogenannten Fachkraftquote nahe, da zukiinftig in der Regel mehr Hilfskrafte im
Verhiltnis zu Fachkraften in vollstationdren Pflegeeinrichtungen beschiftigt sein werden.
Sofern eine solche Anpassung nicht erfolgt, ermdéglicht die vorgesehene Neuregelung der
Pflegeeinrichtung dennoch eine Ausstattung, die den neuen Personalanhaltszahlen
entspricht, auch wenn sich hierdurch Abweichungen von der landesrechtlichen Regelung zur
Fachkraftquote ergeben. Dies ist zu begriRen. Es ist ferner zu begriifen, dass die
Pflegeeinrichtungen bei der Umsetzung der neuen Personalschliissel und den hierfiir
erforderlichen personellen und organisatorischen Umstrukturierungen durch Ergebnisse des
Modellprogramms nach § 8 Absatz 3b unterstiitzt werden sollen, wenn diese in geeigneter
Form vorliegen.

Es ist zu begriiRen, dass die Finanzierung der bisherigen zusatzlichen Fach- und
Hilfskraftstellen in das reguldre Vertrags- und Vergiitungsrecht tberfiihrt werden soll. Damit
wird die Fragmentierung der Personalvergiitung und -bemessung teilweise beendet. Die
Verglitungszuschldge fir die zusdtzliche Betreuung nach § 84 Absatz 8 in Verbindung mit §
85 Absatz 8 SGB XI miissen dieser Systematik noch folgen.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 8

Artikel 2 (Verordnungskompetenz von Pflegekriften (Konzertierte Aktion Pflege))

Nr. 17
§ 40 Absatz 6 und 7 SGB XI

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Der Anderungsantrag sieht vor, in § 40 SGB Xl einen neuen Absatz 6 einzufiigen, in dem
vorgesehen ist, dass kiinftig auch Pflegefachkrafte konkrete Empfehlungen zur Versorgung
mit Hilfs— und Pflegehilfsmitteln abgeben kdnnen. Sofern es sich hierbei um Pflegehilfsmittel
oder Hilfsmittel nach § 40 Absatz 5 SGB Xl (doppelfunktionales Hilfsmittel) handelt, die den
Zielen von § 40 Absatz 1 SGB XI dienen, wird in fachlich geeigneten Féllen die Notwendigkeit
bzw. Erforderlichkeit der Versorgung vermutet. Einer drztlichen Verordnung gemaR § 33
Absatz 5a SGB V soll es dann nicht bediirfen. Voraussetzung ist, dass die Pflegefachkraft Giber
die erforderliche Qualifikation verfiigt.

Die Umsetzung dieser Vorgaben soll durch Richtlinien erfolgen, die der GKV-Spitzenverband
unter Beteiligung der Bundespflegekammer und der Verbande der Pflegeberufe bis zum
31.12.2021 erlassen soll. In ihnen soll geregelt werden, in welchen Fallen und fiir welche
Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel die Erforderlichkeit oder Notwendigkeit der Versorgung
regelmaRig vermutet wird und liber welche Qualifikation die empfehlende Pflegefachkraft
verfiigen soll. AuRerdem soll dort das Nahere zum Verfahren der Empfehlung durch die
versorgende Pflegefachkraft festgelegt werden. Bis zum 01.01.2025 soll das Verfahren
evaluiert und hierliber dem Bundesministerium fiir Gesundheit berichtet werden.

Im Rahmen einer Folgednderung soll der bisherige Absatz 6 zum neuen Absatz 7 des § 40
SGB XI werden.

Stellungnahme

Durch die vorgesehenen Regelungen wird die Zielstellung der Konzertierten Aktion Pflege,
Pflegefachpersonen kiinftig die Ubernahme von erweiterten Aufgaben zu ermaglichen,
aufgriffen. Zu begriiRen ist, dass den Empfehlungen von Pflegefachkraften nur dann eine
Vermutungswirkung hinsichtlich der Notwendigkeit bzw. Erforderlichkeit der Versorgung und
gegebenenfalls verordnungsersetzende Bedeutung zuerkannt wird, wenn es sich um
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Pflegehilfsmittel nach § 40 Absatz 1 SGB XI und Hilfsmittel nach § 40 Absatz 5 SGB Xl
(doppelfunktionale Hilfsmittel) handelt. Da der Kreis der Hilfs- und Pflegehilfsmittel, auf die
sich diese Wirkung erstreckt, bereits im Gesetz eindeutig festgelegt ist, erscheint es nicht
erforderlich, dass hierzu in den vom GKV-Spitzenverband zu erlassenden Richtlinien weitere
Festlegungen getroffen werden sollen. Nachvollziehbar ist, dass Pflegefachkrafte in diesen
Fallen einer Qualifikation bediirfen. Kritisch zu sehen und zu kurz bemessen ist die Frist bis
zum 31.12.2021 fiir den Erlass der Richtlinien zur Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben.

C) Anderungsvorschlag

Die Formulierung in § 40 Absatz 6 Satz 6 SGB Xl in der Fassung des Anderungsantrags,
wonach der Spitzenverband Bund der Pflegekassen, zugleich handelnd als Spitzenverband
Bund der Krankenkassen, bis zum 31.12.2021 in Richtlinien festlegt, in welchen Fallen und
fur welche Hilfsmittel und Pflegehilfsmittel nach Satz 2 die Erforderlichkeit oder
Notwendigkeit der Versorgung regelmaRig vermutet wird, wird gestrichen.

§ 40 Absatz 6 Satz 6 SGB XI wird wie folgt neu gefasst: ,Der Spitzenverband Bund der
Pflegekassen, zugleich handelnd als Spitzenverband Bund der Krankenkassen, legt bis zum ...
(frithestens 01.03.2022) in Richtlinien fest, liber welche Qualifikation die empfehlende
Pflegefachkraft hierfiir verfligen soll.*
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Anderungsantrag 9
Artikel 2 (Umsetzung von weiteren Beschliissen der Konzertierten Aktion Pflege)

Nr. 18

§ 8 - Gemeinsame Verantwortung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Mit der vorgesehenen Anderung sollen die forderfihigen MaRnahmen zur Férderung der
Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf erweitert werden. Damit sollen ambulante und
stationdre Pflegeeinrichtungen fiir die Konzeptentwicklung zur Riickgewinnung von
Pflegekrdften sowie zum einrichtungsspezifischen Ausbau mitarbeiterorientierter Schicht-
und Arbeitszeitmodelle den jahrlichen Forderzuschuss von bis zu 7.5000 Euro erhalten

konnen.

B) Stellungnahme

Die vorgesehene Erweiterung der Fordertatbestande ist sachgerecht. Damit werden die
Vereinbarungen zur Konzertierten Aktion Pflege (AG 2, Handlungsfeld 2.3 Nummer 1 und
Nummer 2) gesetzlich umgesetzt.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 10

Artikel 2 Nummer 4 und 5 (Vereinfachungen und Klarstellungen in der ambulanten Pflege)
Nr. 5

§ 89 - Grundsatze fiir die Vergiitungsregelung

A) Beabsichtigte Neuregelung

Mit der vorgesehenen Anderung wird in den Bemessungsgrundséatzen fiir die Vergiitung von
ambulanten Leistungen der hduslichen Pflegehilfe nach SGB XI die bereits geregelte
Verkniipfung mit den in den Rahmenempfehlungen nach § 132a Absatz 1 Satz 4 Nummer 5
SGB V geregelten Grundsatzen fir die Verglitung von langeren Wegezeiten ergdnzt. Zukiinftig
koénnen auch die in den Rahmempfehlungen geregelten Grundsatze die in den
Rahmenempfehlungen geregelten Verfahren zum Vorweis der voraussichtlichen
Personalkosten im Sinne von § 85 Absatz 3 Satz 5 beriicksichtigt werden.

B) Stellungnahme

Der beabsichtigte grundsatzliche Gleichklang der Bemessungsgrundsatze fiir Vergilitungen
fir ambulante Pflegeleistungen nach dem SGB Xl und dem SGB V ist zu begriiRen.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 11
Artikel 2 (Weiterentwicklung Qualitat)

Nr. 22

§ 113 - MaRstdbe und Grundsatze zur Sicherung und Weiterentwicklung der Pflegequalitit

A) Beabsichtigte Neuregelung

(@) (aa) Es wird klargestellt, dass neben der Vereinbarung von MaRstdben und Grundsdtzen
fur die ambulante und stationdre Pflege von den Vertragsparteien nach § 113 SGB XI
explizit auch MaRstdbe und Grundsatze fiir den Versorgungsbereich der Kurzzeitpflege
zu vereinbaren sind.

Neu ist die Anforderung, dass MaRstdbe und Grundsdtze Regelungen zu ,flexiblen
MaRnahmen zur Qualitatssicherung in Krisensituationen“ umfassen sollen.

(bb) Es wird geregelt, dass die Mitarbeitenden von ambulanten Pflegediensten, die
BetreuungsmaRnahmen erbringen, entsprechend den Richtlinien nach § 112a zu den
Anforderungen an das Qualitdtsmanagement und die Qualitdtssicherung flir ambulante
Betreuungsdienste qualifiziert sein missen.

(b) Es soll § 113 Abs. 1b Satz 2 gestrichen werden, mit dem die Frist fiir Einleitung des
Vergabeverfahrens fiir die fachlich unabhangige Institution zur Auswertung der Daten des
Indikatorenverfahrens (Datenauswertungsstelle Pflege; DAS) auf den 15.01.2018 festlegt
wird.

B) Stellungnahme

Zu (a) (aa) Die beabsichtigte gesetzliche Regelung, auch fiir die Kurzzeitpflege MaRstiabe und
Grundsatze nach § 113 SGB XI zu vereinbaren, ist Uberfliissig, da MaRstdbe und Grundsaitze
fur die Kurzzeitpflege als eine wesentliche Sdule der stationdren Pflege bereits existieren
(letzte Anpassung am 08.09.2020). Der Begriindung ist ein Bezug zum neuen § 88a SGB Xl zu
entnehmen, wonach der GKV-Spitzenverband und die Vereinigungen der Trager der
Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene gemeinsam mit weiteren Beteiligten Empfehlungen zum
Inhalt der Rahmenvertrage nach § 75 SGB Xl abgeben. In den MaRstdben und Grundsatzen
sind demnach spezifische Vorgaben zu unterschiedlichen Leistungstatbestdnden (z. B.
Anschluss an Krankenhausbehandlungen, voriibergehende schwerwiegende
Gesundheitskrise) der Kurzzeitpflege abzubilden, wenn diese Empfehlungen zum Inhalt der
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Rahmenvertrage nach § 75 SGB Xl vereinbart sind. Eine Anpassung der bestehenden
MaRstdbe und Grundsatze fiir die Kurzzeitpflege ergibt sich in der Folge bereits aufgrund der
bestehenden Rechtslage. Eines gesonderten gesetzlichen Auftrags bedarf es daher nicht.
Beabsichtigt wird, dass im Rahmen des internen Qualitdtsmanagements von
Pflegeeinrichtungen zwingend auch MaRnahmen zur Qualitdtssicherung in Krisensituationen
(z. B. Pandemien, Naturkatastrophen) gehoren, damit auch unter verdanderten
Rahmenbedingungen die bestmdgliche Versorgung und soziale Teilhabe der
Pflegebedirftigen moglich ist. Diese MaRnahmen sind vorbereitend zu treffen. Entsprechende
Konzepte sollen mit den regional zustandigen Stellen abgestimmt werden.

Die Etablierung von Vorbeugungsmalfnahmen zum Zweck der Sicherstellung der Versorgung
in Krisenzeiten und eine entsprechende Erganzung der MaRstdbe und Grundsatze sind
sachgerecht.

Zu (a) (bb) Die Gleichstellung der Qualifikationen mit den Mitarbeitenden, die
BetreuungsmaRnahmen in ambulanten Pflegediensten erbringen, ist sachgerecht. Der Verweis
auf die Richtlinien nach § 112a zu den Anforderungen an das Qualititsmanagement und die
Qualitatssicherung fir ambulante Betreuungsdienste ist jedoch ungeeignet, da es sich hierbei
um eine Ubergangsregelung bis zur Einfiihrung des neuen Qualititssystems fiir die
ambulante Pflege handelt.

Zu (b) Die Streichung des Satzes mit der Fristsetzung fiir die Einleitung des
Vergabeverfahrens fiir die DAS ist sachgerecht, da das Vergabeverfahren abgeschlossen und
die DAS errichtet ist.

C) Anderungsvorschlag
Zu () (aa) Streichung.

Zu (a) (bb) Auf einen Verweis auf die Richtlinien nach § 112a SGB Xl sollte verzichtet werden,
da es sich hierbei um eine Ubergangsregelung bis zur Einfithrung des neuen
Qualitatssystems fiir die ambulante Pflege handelt. In der beabsichtigten gesetzlichen
Regelung sollte klargestellt werden, dass die gleichen Anforderungen an die Qualifikationen
der Betreuungskrafte in Betreuungsdiensten auch fiir Betreuungskrafte in Pflegediensten
gelten.

Zu (b) Keine Anderung.
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Anderungsantrag 12
Zu Artikel 2 Nummer 4 bis 6 (Vereinfachungen und Klarstellungen fiir Betreuungsdienste)

Nr. 6

§ 112a - (Vereinfachungen und Klarstellungen fiir Betreuungsdienste)

A) Beabsichtigte Neuregelung

In § 112a soll nach Absatz 2 Satz 2 der folgende Satz eingefiigt werden: ,Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit Betreuungsaufgaben konnen die nach den Richtlinien erforderlichen
Qualifikationen auch berufsbegleitend erwerben."

B) Stellungnahme

Die beabsichtigte Neuregelung flankiert die bereits in den Richtlinien geregelten
Qualifikationsanforderungen an die in der Betreuung eingesetzten Beschaftigten eines
Betreuungsdienstes.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 14

Artikel 2 (Kostenerstattungsanspriiche nach Tod des Pflegebediirftigen)

Nr. 28

§ 35 - Erléschen der Leistungsanspriiche

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Sofern die Mitgliedschaft durch Tod endet, sollen Anspriiche auf Kostenerstattung
abweichend von § 59 SGB | nicht mit dem Tod, sondern zwolf Monaten nach dem Tod des
Pflegebedirftigen erléschen.

Stellungnahme

GemaR § 59 SGB | erléschen Anspriiche auf Dienst- und Sachleistungen mit dem Tod des
Berechtigten. Anspriiche auf Geldleistungen erléschen ebenfalls grundsatzlich, es sei denn,
die Anspriiche sind bereits anerkannt oder es ist ein Verwaltungsverfahren dariiber anhédngig.
Da der Pflegebedirftige bei Anspriichen auf Kostenerstattung, wie beispielsweise der
Entlastungsbetrag oder Zuschiisse von Wohnumfeld verbessernden MaRnahmen, zunachst in
Vorleistung geht und nachfolgend die Erstattung erhdlt, ist die vorgesehene
Ausnahmeregelung sachgerecht. Die Anspriiche auf Kostenerstattung sind vor dem
Versterben des Pflegebediirftigen entstanden, so dass eine nachtrdagliche Geltendmachung
auch nach dem Versterben ermoglicht werden sollte.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 15
Artikel 2

Nr. 29 (Beratung)

§ 7b - Pflicht zum Beratungsangebot und Beratungsgutscheine

A) Beabsichtigte Neuregelung

(@) Die Uberschrift wird geandert in ,Pflicht zum Beratungsangebot und
Beratungsgutscheine.”

(b) (aa) In Satz 1 wird das Wort ,Antragsteller* durch ,Versicherten" ausgetauscht. Die
Pflegekasse hat ergdnzend zu den bereits in § 7b Absatz 1 Satz 1 genannten Paragraphen
auch nach einem Antrag auf Leistung nach §§ 38a, 40 Absatz 1 und 4, 40b, 41 bis 43,
443, 45, 45e, 87a Absatz 2 Satz 1 und § 115 Absatz 4 einen Beratungstermin anzubieten
oder einen Beratungsgutschein auszustellen.

(bb) Folgender Satz soll angefligt werden: ,Die Sdtze 1 bis 4 finden auch Anwendung bei
der erstmaligen Beantragung von Leistungen nach den §§ 39, 40 Absatz 2, § 45a Absatz
4 und § 45b.“

B) Stellungnahme
Zu ()

Die Umbenennung des § 7b ,Beratungsgutscheine” in ,Pflicht zum Beratungsangebot und
Beratungsgutscheine® ist sachgerecht und wird begriift, da sowohl die Pflicht zum Anbieten
eines Beratungstermins als auch zum Ausstellen von Beratungsgutscheinen normiert werden.

Zu (b)

(aa) Da gemdR den Pflegeberatungs-Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes die
Pflegeberaterin oder der Pflegeberater individuell und umfassend zu Leistungen und
entsprechend dem Hilfe- und Unterstiitzungsbedarf berédt, wird die Erganzung der weiteren
Leistungstatbestande begriiRt. Auch der erganzte ausdriickliche Hinweis auf die Moglichkeit
des individuellen Versorgungsplans nach § 7a sowie die Aufkldarung liber dessen Nutzen ist
grundsatzlich zu begriiRen.
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(bb) Die Pflicht zum Beratungsangebot bei den im vorgesehenen Satz 4 ergdnzten
Paragraphen ist sachgerecht, da auch bei Erstantrdgen der im neuen Satz 4 aufgefiihrten
Leistungen (Anspruch auf zum Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel, Verhinderungspflege,
Umwandlungsanspruch und Entlastungsbetrag) Fragen u. a. zu Anspruchsvoraussetzungen
und Besonderheiten fiir die Versicherten auftreten, die im Rahmen einer Pflegeberatung
bedarfsgerecht geklart werden kénnen.

C) Anderungsvorschlag
Zu (a) Keiner.
Zu (b) (aa) Keiner.

Zu (b) (bb) Keiner.
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Anderungsantrag 17

Artikel 2 (Rechtstechnische Anpassungen)

Nr. 1 (Ergdnzung um die Nrn. 31 und 32)

§§ 44 Absatz 2 und 44a Absatz 4 - Beitrage an berufsstiandische Versorgungseinrichtungen

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Die vorgesehenen Regelungen zielen auf die Schaffung einer jeweils entsprechenden
Grundlage fiir elektronische Meldungen der Pflegekassen an berufsstandische
Versorgungseinrichtungen ab. Im Ergebnis sollen die bereits bei Bezug von Krankengeld
bestehenden Rahmenbedingungen auch fiir die erforderlichen Meldungen fiir Personen, die
die Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Rentenversicherungsbeitragen als Pflegeperson
erfiillen und die wegen einer Mitgliedschaft in einer berufsstandischen
Versorgungseinrichtung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung
befreit sind, gelten. Gleiches soll fiir das Verfahren bei Bezug von Pflegeunterstiitzungsgeld
gelten.

Stellungnahme

Die Anderungen sind sachgerecht und tragen der zunehmenden Digitalisierung in den
innerhalb der Sozialversicherung vorgehaltenen Verfahren Rechnung. Sie werden daher
ausdricklich begriRt.

Die korrespondierende Regelung in Artikel 16 zum Inkrafttreten, nach der die Regelungen
bereits zum 01.07.2021 in Kraft treten sollen, wird dahingehend verstanden, dass hiermit die
rechtliche Grundlage fiir die noch zu etablierenden Verfahren und die damit verbundene
notwendige Umsetzungsadministration rechtzeitig geschaffen wird. Die angesprochenen
Verfahren sind in das Verfahren nach § 47a SGB V zu implementieren, das gegenwadrtig
konzeptionell erarbeitet wird. Vorbehaltlich der Genehmigung der vom GKV-Spitzenverband
sowie der Arbeitsgemeinschaft berufsstiandischer Versorgungseinrichtungen zu erstellenden
gemeinsamen Grundsdtzen nach § 47a Abs. 2 SGB V durch das Bundesministerium fiir
Gesundheit ist von einem Einsatz der Verfahren nicht vor Mitte 2022 auszugehen.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.
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Anderungsantrag 18

Artikel 2 Nummer 1a und 1b (Anhebung der Leistungsbetrage fir ambulante

Pflegesachleistungen und Kurzzeitpflege) und Artikel 16 (Inkrafttreten)

Nr. Taund 1b

§§ 36 und 42 - Pflegesachleistung und Kurzzeitpflege

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Die monatlichen Leistungsbetrédge fiir ambulante Pflegesachleistungen werden ab dem
01.01.2022 um 5 % angehoben und sollen dem Ausgleich der tariflichen Entlohnung dienen.
Der jahrliche Hochstbetrag zur Kurzzeitpflege wird um 10 % erhoht. Diese Anhebung soll die
sich aus den vorgesehenen Verbesserungen im Bereich der Vergiitung der Kurzzeitpflege
ergebenden Kostensteigerungen ausgleichen.

Stellungnahme

Unverstandlich ist, weshalb die Leistungsbetrdge fiir das Pflegegeld davon ausgeschlossen
sind. Die Mehrzahl der pflegebediirftigen Menschen beziehen Pflegegeld. Auch hier ist eine
splrbare Anhebung erforderlich. Dies ist ebenfalls dem Bericht der Bundesregierung iber die
Dynamisierung der Leistungen der Pflegeversicherung vom 09.12.2020 (BT-Drucksache
19/25283) zu entnehmen. Aus Sicht der Bundesregierung ware ein Anstieg der
Leistungsbetrdge um 5 Prozent angemessen gewesen.

Die vorgesehene Anhebung der Leistungsbetrage sowohl fiir ambulante Pflegesachleistungen
als auch fiir die Kurzzeitpflege zum Ausgleich der zu erwartenden Kostensteigerungen sind
grundsatzlich sachgerecht. Andernfalls wiirde die durch die vorgesehene Anbindung der
Loéhne an Tarife bzw. die vorgesehene Erhdhung der Leistungssdtze der Kurzzeitpflege zu
erwartende Kostensteigerung zulasten der Pflegebedirftigen gehen.

Jedoch ist die Anhebung der Leistungsbetrdge fiir die Pflegesachleistungen um 5 % der Hohe
nach nicht nachvollziehbar. Die Anhebung der Leistungsbetrage wird mit der zu erwartenden
Kostensteigerung durch die Anbindung der Lohne an Tarife begriindet. Unberiicksichtigt
bleibt jedoch, dass die Leistungsbetrage der ambulanten Pflegesachleistungen seit
Inkrafttreten des neuen Pflegebediirftigkeitsbegriffs seit 2017 zum 01.01.2017 nicht
dynamisiert wurden. Legt man die Entwicklung der jahrlichen Inflationsrate (2017-2020)
zugrunde, so miissten die Leistungsbetrage allein zum Inflationsausgleich um 5,2 % steigen.
Dieser Inflationsausgleich wird in der Anhebung der Leistungsbetrdge nicht beriicksichtigt.
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0

Im Bereich der Kurzzeitpflege werden die vorgesehenen vertragsrechtlichen Regelungen und
die gleichzeitige Anhebung der Leistungshetrdage miteinander verknipft. Jedoch ist nicht
nachvollziehbar, warum die Erhéhung des Leistungsbetrags pauschal erfolgt. Im
Vertragsrecht (§ 88a neu) sollen die Landesrahmenvertrage die verschiedenen Arten und
Formen sowie die inhaltlichen und strukturellen Besonderheiten der Kurzzeitpflege
beriicksichtigen. Dementsprechende Vergiitungen sind je nach Leistungsart zu vereinbaren.
Sachgerecht ware es, wenn diese Neuregelung des Vertragsrechts mit der Anhebung der
Leistungssatze in der Kurzzeitpflege (Leistungsrecht) harmonisiert wiirde.

Anderungsvorschlag

Die Anhebung der Leistungsbetrdge fiir ambulante Pflegesachleistungen missen sowohl die
zu erwartenden Kostensteigerungen durch die Anbindung der Lohne an Tarif als auch den

Inflationsausgleich beriicksichtigen.

Die leistungsrechtliche Anpassung der Leistungsbetrdge in der Kurzzeitpflege ist mit den
vertraglichen Regelungen in § 88a SGB XI zu harmonisieren und nach Leistungsarten zu
differenzieren.

Die Leistungshetrage fir Pflegegeld sind ebenfalls anzupassen.

Siehe auch AA 4.
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Anderungsantrag 20

Nr.

1

Zu Artikel 1 Nummer 52a (§ 221a - Erganzender Bundeszuschuss 2022 an den
Gesundheitsfonds)

A) Beabsichtigte Neuregelung

B)

Zur Vermeidung eines erheblichen Anstiegs der Zusatzbeitragssatze der Krankenkassen zum
Jahreswechsel 2021/2022 erhalt der Gesundheitsfonds mit der Erganzung des § 221a SGB V
im Jahr 2022 einen erganzenden Bundeszuschuss in Héhe von 7 Mrd. Euro. Der erganzende
Bundeszuschuss flieRt in die Zuweisungen des Gesundheitsfonds an die Krankenkassen und
mindert damit die Unterdeckung der Krankenkassen und stabilisiert das
Zusatzbeitragssatzniveau im Jahr 2022.

Um zu einem spateren Zeitpunkt auf einen ggf. notwendigen, hoheren Finanzierungsbedarf
der gesetzlichen Krankenkassen reagieren zu kénnen, wird zudem das Bundesministerium
fir Gesundheit ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und
mit Zustimmung des Bundestages den erganzenden Bundeszuschuss fiir das Jahr 2022 bis
zum 31.12.2021 neu festzusetzen. Nach der im Anderungsantrag vorgesehenen gesetzlichen
Vorgabe ist derjenige Betrag festzusetzen, der erforderlich ist, um den durchschnittlichen
Zusatzbeitragssatz im Jahr 2022 bei 1,3 % zu stabilisieren.

Stellungnahme

Der GKV-Spitzenverband begriiRt den Anderungsantrag ausdriicklich. Es wird anerkannt,
dass der Bund mit einem ergdnzenden Bundeszuschuss die Finanzlage der gesetzlichen
Krankenversicherung auch im Jahr 2022 stabilisieren und Arbeitgebern sowie
Beitragszahlenden erheblich entlasten will. Ein stabiles Zusatzbeitragssatzniveau in der
Krankenversicherung wird zugleich absehbar einen Beitrag zur konjunkturellen Erholung der
Volkswirtschaft nach der Corona-Pandemie leisten kénnen.

Die Finanzierungsliicke fiir das Jahr 2022 schatzt der GKV-Spitzenverband auf Basis der
heutigen Datenlage auf rd. 15 Mrd. Euro. Dabei wurde die Finanzwirkung der mit dem
Zweiten Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze im neuen
§ 20i Absatz 3 Satz 13 SGB V beschlossenen vollstiandigen Erstattung der Zahlungen aus der
Liquiditatsreserve aufgrund der Coronavirus-Testverordnung und der Coronavirus-
Impfverordnung im Jahr 2021 durch den Bund (Entlastungswirkung von rd. 3 Mrd. Euro)
bereits beriicksichtigt. Angesichts dieser Einschdtzung halt der GKV-Spitzenverband
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insbesondere die nach Absatz 3 Satz 3 vorgesehene Verordnungsermdchtigung des BMG zur
Anpassung des Bundeszuschusses fir dringend geboten.

Fir die nachhaltige Finanzierung der GKV im Jahr 2022 ist zudem entscheidend, dass die
Festsetzung eines erhohten Zahlbetrags des ergdnzenden Bundeszuschusses zeitlich
moglichst vor der nach § 220 Absatz 2 SGB V jahrlich bis zum 15.10. durchzufiihrenden
Finanzprognose des Schatzerkreises erfolgt (diesjdhriger Termin: 12./13.10.2021),
mindestens aber vor der vom BMG bis spatestens 01.11. zu treffenden Festlegung des
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes.

Dies ist bedeutsam, da der Schatzerkreis bei seiner Einnahmenschatzung nur Zuschiisse des
Bundes beriicksichtigen kann, die der gesetzlichen Krankenversicherung auch gesetzlich
zugesichert sind. Die Zustimmung des Bundestages zu einem Verordnungsentwurf des
Ministeriums musste demnach bereits zum Zeitpunkt der Prognose des Schatzerkreises
vorliegen, damit der angepasste Betrag auch in der Schatzung beriicksichtigt werden kann.
Denkbar ware allenfalls noch eine nachfolgende Beriicksichtigung durch das BMG bei der
Festlegung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a, allerdings miisste die
Entscheidung des Bundestages dann vor dem 01.11. erfolgen.

Da der 20. Deutsche Bundestag nach der Bundestagswahl am 26.09.2021 realistischer Weise
nicht vor dem 01.11.2021 zusammenkommen wird (erste Sitzungswoche ist nach vorlaufiger
Planung die 45. KW), um dem Verordnungsentwurf seine Zustimmung zu erteilen, muss diese
Zustimmung noch vom 19. Bundestag erteilt werden.

Vor diesem Hintergrund wird die Darlegung in der Begriindung zu Nummer 1, wonach eine
auf aktuelleren Daten basierende Bewertung der bendtigten erganzenden Bundesmittel erst
im Oktober 2021 moglich sein werde, als problematisch und inhaltlich auch als unzutreffend
bewertet.

Die fiir die Prognose entscheidenden Finanzergebnisse der gesetzlichen Krankenkassen und
des Gesundheitsfonds (KV 45) fiir das 1. Halbjahr 2021 werden bereits frither, voraussichtlich
Mitte August 2021, vorliegen. Dies gilt auch fiir aktuellere Erkenntnisse lber die fiir die
Einnahmeentwicklung der GKV relevanten gesamtwirtschaftlichen Eckdaten. Entsprechend
kann eine auf aktuelleren Daten basierende Bewertung der benoétigten erganzenden
Bundesmittel bereits im August 2021 erfolgen, so dass die erforderliche Herstellung des
Einvernehmens mit dem BMF und die Einholung der Zustimmung des Bundestages bis
September 2021 moglich wird. Es ist festzuhalten, dass auch im Oktober 2021 keine
aktuelleren GKV-Finanzergebnisse vorliegen werden. Die Begriindung sollte daher in diesem
Punkt angepasst werden. Fir alle Beteiligten sollte klar sein, dass eine hinreichende
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Bewertung der benétigten erganzenden Bundesmittel bereits vor Oktober 2021 sachlich
moglich und dringend geboten ist.

C) Anderungsvorschlag
In der Begriindung zu Nummer 1 wird der zweite Satz im vierten Absatz wie folgt gefasst:

,Eine auf aktuelleren Daten basierende Bewertung der benétigten erganzenden Bundesmittel
wird mit Vorliegen der vorldufigen Rechnungsergebnisse der gesetzlichen
Krankenversicherung fiir das 1. Halbjahr 2021 mdglich sein.”
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Anderungsantrag 20
Nr. 2

Zu Artikel 1 Nummer 61a (§ 272a - Entnahme aus Liquiditdtsreserve)

A) Beabsichtigte Neuregelung

Mit der Regelung wird bestimmt, dass etwaige die Mindestreserve des Gesundheitsfonds zum
Ablauf des Geschaftsjahres 2021 Uberschreitende Mittel in die Einnahmen des
Gesundheitsfonds fiir das Jahr 2022 tUberfiihrt werden und somit das zur Auskehrung an die
Krankenkassen zur Verfiigung stehende Zuweisungsvolumen erhéhen.

B) Stellungnahme

Die Regelung wird begriiRt. Sie tragt zur Sicherstellung der auskémmlichen Finanzierung des
Finanzbedarfs der Krankenkassen im Jahr 2022 unter der Nebenbedingung eines stabilen
Zusatzbeitragssatzniveaus bei.

C) Anderungsvorschlag

Keiner.



	I. Vorbemerkung
	II. Stellungnahme zu den Änderungsanträgen
	Änderungsantrag 1 Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)
	Nr. 11a
	a) § 37 Abs. 2a - Pauschale Beteiligung der GKV an den Kosten der medizinischen Behandlungspflege
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag

	Änderungsantrag 1 Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)
	Nr. 11a
	b) § 37 Abs. 8 bis 10 – Erweiterung der Handlungskompetenzen qualifizierter Pflegefachpersonen im Rahmen der Durchführung der häuslichen Krankenpflege
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 1 Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)
	§ 39e – Übergangspflege im Krankenhaus
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsbedarf

	Änderungsantrag 1 Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)
	Nr. 25
	aa) § 87 Abs. 1 – Anpassung der Verordnungsmuster an die erweiterten Kompetenzen von Pflegefachpersonen
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag

	§ 132m – Versorgung mit Leistungen der Übergangspflege im Krankenhaus
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsbedarf


	Änderungsantrag 2 Artikel 2 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)
	§ 25 - Familienversicherung
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 3 Artikel 2 (Gegenfinanzierung) und zu Artikel 16 (Inkrafttreten)
	Nr. 1a
	§ 55 – Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Nr. 4
	§ 61a – Beteiligung des Bundes an Aufwendungen
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 4 Artikel 2 Nummer 0, 1a, 4 und 5 (Begrenzung des Eigenanteils an den pflegebedingten Aufwendungen in der vollstationären Pflege) und zu Artikel 16 (Inkrafttreten)
	Nr. 1a
	§ 43c - Begrenzung Eigenanteile
	A) Beabsichtige Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 5 Zu Artikel 2 Nummer 4 bis 10 (Tarifliche Entlohnung - Konzertierte Aktion Pflege) und zu Artikel 16 (Inkrafttreten)
	§§ 72, 82c, 84 - Tarifliche Entlohnung, Wirtschaftlichkeit von Personalaufwendungen, Bemessungsgrundsätze
	A) Beabsichtige Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsbedarf


	Änderungsantrag 6 Artikel 2 Nummer 0 und 4 (Wirtschaftlich tragfähige Vergütung der Kurzzeitpflege
	§ 88a- Wirtschaftlich tragfähige Vergütung für Kurzzeitpflege
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 7 Artikel 2 (0, 0a, 4 bis 6 (Umsetzung des Personalbemessungsverfahrens (Konzertierte Aktion Pflege))) und Artikel 16 Nummer (Inkrafttreten)
	§ 113c - Personalbemessung in vollstationären Pflegeeinrichtungen
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 8 Artikel 2 (Verordnungskompetenz von Pflegekräften (Konzertierte Aktion Pflege))
	§ 40 Absatz 6 und 7 SGB XI
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 9 Artikel 2 (Umsetzung von weiteren Beschlüssen der Konzertierten Aktion Pflege)
	§ 8 – Gemeinsame Verantwortung
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 10 Artikel 2 Nummer 4 und 5 (Vereinfachungen und Klarstellungen in der ambulanten Pflege)
	§ 89 – Grundsätze für die Vergütungsregelung
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 11 Artikel 2 (Weiterentwicklung Qualität)
	§ 113 – Maßstäbe und Grundsätze zur Sicherung und Weiterentwicklung der Pflegequalität
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 12 Zu Artikel 2 Nummer 4 bis 6 (Vereinfachungen und Klarstellungen für Betreuungsdienste)
	§ 112a - (Vereinfachungen und Klarstellungen für Betreuungsdienste)
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 14 Artikel 2 (Kostenerstattungsansprüche nach Tod des Pflegebedürftigen)
	§ 35 – Erlöschen der Leistungsansprüche
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 15 Artikel 2
	§ 7b – Pflicht zum Beratungsangebot und Beratungsgutscheine
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 17 Artikel 2 (Rechtstechnische Anpassungen)
	§§ 44 Absatz 2 und 44a Absatz 4 – Beiträge an berufsständische Versorgungseinrichtungen
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 18 Artikel 2 Nummer 1a und 1b (Anhebung der Leistungsbeträge für ambulante Pflegesachleistungen und Kurzzeitpflege) und Artikel 16 (Inkrafttreten)
	§§ 36 und 42 – Pflegesachleistung und Kurzzeitpflege
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag


	Änderungsantrag 20
	Zu Artikel 1 Nummer 52a (§ 221a - Ergänzender Bundeszuschuss 2022 an den Gesundheitsfonds)
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag

	Zu Artikel 1 Nummer 61a (§ 272a - Entnahme aus Liquiditätsreserve)
	A) Beabsichtigte Neuregelung
	B) Stellungnahme
	C) Änderungsvorschlag




